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Kirchliches Gesetz zur Änderung 
des Kirchenverfassungsgesetzes

vom 3. Juli 2021

Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Ge-
setz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 
Änderung des Kirchenverfassungsgesetzes

In § 26 Absatz 2 Kirchenverfassungsgesetz vom 
24.  Juni 1920 (Abl. 19 S. 199), das zuletzt durch 
Kirchliches Gesetz vom 20. März 2021 (Abl. 69 
S.  409) geändert worden ist, wird folgender Satz 3 
eingefügt:

„Er kann vorsehen, dass Sitzungen ausnahmsweise 
ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner 
Mitglieder im Sitzungsraum durchgeführt werden, 
sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch 
zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels 
geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in 
Form einer Videokonferenz, möglich ist.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2022 in Kraft.

Stuttgart, den 14. Juli 2021

D r.  h. c.  F r a n k  O t f r i e d  J u l y

Kirchliches Gesetz zur Änderung 
der Regelungen zur gemeinsamen 
Versehung einer Pfarrstelle

vom 3. Juli 2021

Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Ge-
setz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
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Artikel 1 
Änderung des Württembergischen  

Pfarrergesetzes

Das Württembergische Pfarrergesetz vom 3. Juni 
1977 (Abl. 47 S. 511) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. Dezember 1989 (Abl. 54 S. 38), das 
zuletzt durch Kirchliches Gesetz vom 27. November 
2020 (Abl. 69 S. 309) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 30 (Zu § 79 Absatz 4 PfDG.EKD)
Gemeinsame Versehung einer Pfarrstelle oder 
eines Dienstauftrags“

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Soll ein 
Theologenehepaar“ durch die Wörter 
„Sollen eine Pfarrerin oder ein Pfarrer zu-
sammen mit einer anderen Pfarrerin oder 
einem anderen Pfarrer“ , die Wörter „kann 
es“ durch die Wörter „können sie“ und das 
Wort „Ehegatten“ durch die Wörter „Stel-
lenpartnerinnen oder Stellenpartner“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Jedem Ehe-
gatten“ durch die Wörter „Jeder Stellen-
partnerin oder jedem Stellenpartner“ er-
setzt.

cc) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aaa) Im ersten Halbsatz werden vor dem 
Wort „einer“ die Wörter „eine oder“ 
eingefügt, das Wort „Ehegatten“ 
durch die Wörter „Stellenpartnerin-
nen oder Stellenpartner“ ersetzt und 
vor dem Wort „er“ die Wörter „sie 
oder“ eingefügt.

bbb) Im zweiten Halbsatz werden die Wörter 
„den anderen Ehegatten“ durch die Wör- 
ter „die andere Stellenpartnerin oder 
den anderen Stellenpartner“ ersetzt.

dd) In Satz 4 werden vor dem Wort „einer“ die 
Wörter „eine oder“ eingefügt, die Wörter 
„einer der Ehegatten“ durch die Wörter 
„eine Pfarrerin oder ein Pfarrer“ ersetzt 
und vor dem Wort „ihm“ die Wörter „ihr 
oder“ eingefügt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Ehegatten“ durch 
die Wörter „Stellenpartnerinnen oder Stel-
lenpartner“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden vor das Wort „jeden“ die 
Wörter „jede oder“ eingefügt und das Wort 
„Ehegatten“ gestrichen.

cc) Es werden folgende Sätze angefügt: „§ 10 
Absatz 2 WürttPfG gilt im Gemeindepfarr-
dienst entsprechend. In begründeten Aus-
nahmefällen kann von § 10 Absatz 2 Satz 2 
WürttPfG abgewichen werden, soweit der 
Dienstauftrag beider Stellenpartnerinnen 
und Stellenpartner die wesentlichen Ele-
mente der öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung, der Seelsorge 
und der Lehre umfasst.“

d) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Wird im Falle des Widerrufs einer Rege-
lung nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 die 
verbleibende Stellenpartnerin oder der ver-
bleibende Stellenpartner nicht erneut auf die 
Stelle ernannt, so ist bei der Festsetzung des 
Ernennungstermins für die Nachfolgerin oder 
den Nachfolger beziehungsweise die Nach-
folgerinnen oder Nachfolger auf die persönli-
chen Verhältnisse der oder des Verbleibenden 
Rücksicht zu nehmen.“

e) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.

2. § 31 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Änderung der Kirchengemeindeordnung

§ 11 Absatz 3 Satz 1 und 2 Kirchengemeindeordnung 
vom 16. Dezember 1924 (Abl. 21 S. 216) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 
S. 695), die zuletzt durch Kirchliches Gesetze vom 
25. November 2015 ( Abl. 67 S. 1), vom 24. Novem-
ber 2016 (Abl. 67 S. 273, 307) und vom 18. Oktober 
2019 ( Abl. 68 S. 719, 721) und durch Anordnungen 
gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 
17. März 2020 (Abl. 69 S. 50, 51 und S. 52) und vom 
5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„(3) Wird eine Pfarrstelle, die einer Kirchengemeinde 
zugeordnet ist, von zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern 
versehen und ist mit den Dienstaufträgen die Mit-
gliedschaft im selben Kirchengemeinderat verbunden 
(Absatz 1 Nummer 2), so entscheidet der Oberkir-
chenrat im Rahmen der Festlegung des Dienstauf-
trags, welche oder welcher der beiden dem Kirchen-
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gemeinderat angehört und gegebenenfalls eine oder 
einer der Vorsitzenden des Kirchengemeinderats ist. 
Dies setzt eine parochiale Zuständigkeit voraus. Die 
oder der andere nimmt an den Sitzungen des Kirchen-
gemeinderats beratend teil.“

Artikel 3 
Änderung der Kirchenbezirksordnung

Die Kirchenbezirksordnung vom 16. Dezember 1924 
(Abl. 21 S. 253) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 730), die zuletzt durch 
Kirchliche Gesetze vom 25. November 2015 (Abl. 67 
S. 1, 7), vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273, 
307), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 722) 
und vom 20. März 2021 (Abl. 69 S. 410) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „durch 
ein Theologenehepaar“ gestrichen.

2. In § 4 Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Pfarrerinnen und Pfarrer, die an den Sitzungen 
des Kirchengemeinderats beratend teilnehmen, 
bleiben bei der Zahl der zu wählenden Bezirkssy-
nodalen auch in den Fällen des § 11 Absatz 3 Satz 
2 Kirchengemeindeordnung unberücksichtigt.“

Artikel 4 
Änderung des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes

§ 2 Absatz 4a Pfarrstellenbesetzungsgesetz vom 
15. Mai 1971 (Abl. 44 S. 484) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. April 1982 (Abl. 50 S. 81), das 
zuletzt durch Kirchliche Gesetze vom 27. November 
2018 (Abl. 68 S. 307) und vom 20. März 2021 (Abl. 
69 S. 410) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „und des § 31 Ab-
satz 1 Satz 1“ gestrichen und die Wörter „jeweils 
das Ehepaar oder die Antragstellerin und Antrag-
steller“ durch die Wörter „die Bewerberinnen und 
Bewerber" ersetzt.

2. In Satz 2 wird das Wort „je“ gestrichen.

3. In Satz 3 werden die Wörter „und des § 31 Absatz 
1 Satz 3“ gestrichen, die Wörter „des Ehegatten 
oder der Antragstellerin oder des Antragstellers“ 
durch die Wörter „der Bewerberin oder des Be-
werbers“ ersetzt sowie die Wörter „Ehegatten 
oder“ gestrichen.

4. In Satz 4 wird im 1. Halbsatz das Wort „Bewer-
bungsfähigkeit“ durch das Wort „Anstellungsfä-

higkeit“ ersetzt und der 2. Halbsatz wie folgt ge-
fasst: „die Visitatorin oder der Visitator und die 
andere Stellenpartnerin oder der andere Stellen-
partner sind zu hören.“

5. In Satz 5 werden die Wörter „ein Theologenehe-
paar oder andere“ durch die Wörter „die Stellen-
partnerinnen oder“ ersetzt und die Wörter „Ehe-
gatten oder“ gestrichen.

6. In Satz 6 werden die Wörter „einen Ehegatten, 
eine andere Stellenpartnerin oder einen anderen 
Stellenpartner“ durch die Wörter „eine Pfarrerin 
oder einen Pfarrer“ ersetzt.

Artikel 5 
Änderung der Einführungsordnung

§ 3 Absatz 4 Einführungsordnung vom 4. Juli 1970 
(Abl. 44 S. 412), die zuletzt durch Kirchliches Gesetz 
vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(4) Im Falle des § 30 Württembergisches Pfarrerge-
setz werden die Stellenpartnerinnen und Stellenpart-
ner gemeinsam in ihr Amt eingeführt.“

Artikel 6 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Stuttgart, den 14. Juli 2021

D r.  h. c.  F r a n k  O t f r i e d  J u l y

Kirchliches Gesetz zur Änderung 
der Haushaltsordnung und des 
kirchlichen Gesetzes zur Einfüh­
rung eines neuen Finanzmanage­
ments in der Evangelischen Lan­
deskirche in Württemberg 

vom 2. Juli 2021

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird:



Bd. 69 Nr. 20 576 31. August 2021

Artikel 1 
Änderung der Haushaltsordnung

Die Haushaltsordnung vom 24. November 2016 
(Abl. 67 S. 273), die zuletzt durch kirchliches Gesetz 
vom 22. März 2019 (Abl. 68 S. 406) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Angabe zu § 14 in der Inhaltsübersicht wird 
wie folgt gefasst:

„§ 14 Gesamthaushalt, Teilhaushalte, Haushalts-
stellen, Anlagen“

2. § 14 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird das Wort „Finanzierungs-
mittelbedarfs“ durch das Wort „Finanzmittel-
bedarfs“ ersetzt. 

b) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. eine Liquiditätsübersicht des vorvorange-
gangenen Haushaltsjahres.“

3. § 35 Absatz 5 wird aufgehoben. 

4. In § 67 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Investi-
tionszuschüsse“ durch das Wort „Investitionszu-
wendungen“ ersetzt. 

5. In § 80 Absatz 3 Abschnitt V wird das Wort „In-
vestitionszuschüsse“ durch das Wort „Investiti-
onszuwendungen“ ersetzt. 

5a. § 86 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird das Komma durch einen 
Punkt ersetzt. 

b) Nummer 6 wird aufgehoben. 

6. In § 89 Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 durch 
den folgenden Satz ersetzt:

„Der Zeitraum für die Zurückführung des verwen-
deten Finanzvermögens zuzüglich eines eventuel-
len Kaufkraftverlustes ist festzulegen.“

7. § 115 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 16 wird wie folgt gefasst:

„16. Finanzmittel:
Finanzmittel umfassen die Bilanzpositionen 
Wertpapiere und Kassenbestand, Bundes-
bankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten 
und Schecks des Umlaufvermögens.“

b) In Nummer 19 werden die Wörter „als Auf-
wand abzusetzen werden“ durch die Wörter 
„als Abschreibungsaufwand abzusetzen“ er-
setzt. 

c) In Nummer 36 Buchstabe b Satz 1 wird das 
Wort „Beiträge“ durch das Wort „ -zuschüsse“ 
ersetzt. 

d) In Nummer 43 wird das Wort „Sachbuch“ 
durch das Wort „Hauptbuch“ ersetzt. 

e) Nach Nummer 45 wird folgende Nummer 45a 
eingefügt:

„45a. Zahlungsmittelüberschuss:
Der Zahlungsmittelüberschuss ist der Saldo 
aus den Ein- und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit.“

Artikel 2 
Änderung des kirchlichen Gesetzes zur Ein­

führung eines neuen Finanzmanagements in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg 

Artikel 5 des kirchlichen Gesetzes zur Einführung ei-
nes neuen Finanzmanagements in der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg vom 24. November 
2016 (Abl. 67 S. 273), das zuletzt durch kirchliches 
Gesetz vom 22. März 2019 (Abl. 68 S. 406) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 3 wird die Angabe „Absatz 4 und 5“ 
durch die Angabe „den Absätzen 4 bis 6 oder in 
der Durchführungsverordnung zur Haushaltsord-
nung“ ersetzt. 

2. Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Subs-
tanzerhaltungsrücklage“ die Wörter „des un-
beweglichen Vermögens“ eingefügt.

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. Weitere Rücklagen sind sachgemäß ent-
weder in Rücklagen gemäß Artikel 1 § 85 
Absatz 1 oder in zweckgebunden Rücklagen 
gemäß Artikel 1 § 85 Absatz 4 zu überführen 
oder nachrichtlich im Finanzvermögen auszu-
weisen.“
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3. Folgende Absätze 8 und 9 werden angefügt:

„(8) Soweit bei der ersten Eröffnungsbilanz nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes Bilanzposi-
tionen mit fehlerhaften Werten angesetzt worden 
sind, so ist in der späteren Bilanz der unterlassene 
Ansatz nachzuholen, der Wertansatz zu berichti-
gen oder der Wertansatz auf einzelne Vermögens-
gegenstände sachgerecht aufzuteilen. 

Eine Berichtigungspflicht nach Satz 1 besteht nur, 

1. wenn es sich um einen wesentlichen Betrag 
handelt oder 

2. wenn maßgebliche Auswirkungen auf die ord-
nungsmäßige Haushaltsführung in den Fol-
gejahren zu erwarten sind. Dies ist bei einer 
Nichtbeachtung des Vollständigkeitsgebots 
nach § 67 Absatz 1 oder des Grundsatzes der 
Einzelbewertung nach § 68 Absatz 1 Nummer 
2, bei fehlerhaft bilanzierten liquiden Finanz-
mitteln und Schulden sowie bei Bewertungs-
fehlern gegeben, welche die Ergebnisse der 
künftigen Ergebnisrechnungen in einem für 
den Haushaltsausgleich maßgeblichen Um-
fang beeinflussen können. 

Sofern nach den Sätzen 1 und 2 keine Berichtigungs-
pflicht vorliegt, können entsprechende Berichtigun-
gen vorgenommen werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
auch, wenn die Vermögensgegenstände oder Schul-
den am Bilanzstichtag nicht mehr vorhanden sind, 
jedoch nur für den auf die Vermögensänderung fol-
genden Jahresabschluss. 

Der Gewinn und Verlust aus Berichtigungen ist mit 
dem Basiskapital zu verrechnen. Die Berichtigungen 
sind im Anhang der betroffenen Bilanz zu erläutern. 
Auf Grund einer nachträglichen Ausübung von Wahl-
rechten oder Ermessensspielräumen sind Berichti-
gungen nicht zulässig. Berichtigungen können letzt-
mals im dritten der Prüfung der Eröffnungsbilanz 
folgenden Jahresabschluss vorgenommen werden. 
Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht zu berichtigen.

(9) Artikel 1 § 14 Absatz 3 Nummer 3 und 8 fin-
det auf die Haushaltspläne, die nach diesem Gesetz 
aufgestellt werden, keine Anwendung, solange der 
Rechnungsabschluss des vorvorangegangenen Haus-
haltsjahres nach den Bestimmungen der Haushalts-
ordnung gemäß Absatz 1 Satz 2 erfolgt.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Stuttgart, den 14. Juli 2021

D r.  h. c.  F r a n k  O t f r i e d  J u l y

Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Änderung der Ausführungsver­
ordnung KGO

vom 21. Juli 2021   AZ 21.00 Nr. 21.05-03-V55

Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsge-
setz und § 60 Kirchengemeindeordnung wird verord-
net:

Artikel 1 
Änderung der Ausführungsverordnung KGO

Nummer 10 Ausführungsverordnung KGO vom 
28. Dezember 1971 (Abl. 45 S. 31) in der Fassung 
vom 3. April 2001 (Abl. 59 S. 266), zuletzt geändert 
durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenver-
fassungsgesetz vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370, 
371), wird wie folgt geändert:

1. Satz 1 wird aufgehoben. 

2. In Satz 2 werden nach dem Wort „Mitgliedschaft“ 
die Wörter „von Ehepaaren“ eingefügt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

W e r n e r
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Erlass des Oberkirchenrats zur 
Änderung der Ausführungsbestim­
mungen des Oberkirchenrats zur 
Ordnung des kirchenmusikalischen 
Dienstes in der Evangelischen Lan­
deskirche in Württemberg

vom 27. Juli 2021   AZ 50.40 Nr. 52.0-04-V13

Der Oberkirchenrat bestimmt:

Artikel 1 
Änderung der Ausführungsbestimmungen des 

Oberkirchenrats zur Ordnung des kirchen­
musikalischen Dienstes in der Evangelischen 

Landeskirche in Württemberg

Absatz 4 des Abschnitts Zu § 1 der Ausführungsbe-
stimmungen des Oberkirchenrats zur Ordnung des 
kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg vom 23. Februar 1988 
(Abl. 53 S. 85), die durch Erlass vom 2. März 2004 
(Abl. 61 S. 111) geändert wurden, wird wie folgt ge-
fasst:

„(4) Verdienten Kirchenmusikern kann durch den 
Landesbischof in Anerkennung besonderer, über die 
örtliche Kirchengemeinde hinausreichender Ver-
dienste um die Kirchenmusik der Titel „Kirchenmu-
sikdirektor“ beziehungsweise „Kirchenmusikdirek-
torin“ verliehen werden. Anderen Personen, die sich 
um die Entwicklung der landeskirchlichen Kirchen-
musik in besonderer Weise verdient gemacht haben, 
kann der Titel „Kirchenmusikdirektor h. c.“ bezie-
hungsweise „Kirchenmusikdirektorin h. c.“ verliehen 
werden.“

Artikel 2  
Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

W e r n e r

Änderung der Geschäftsordnung 
der Württembergischen Evangeli­
schen Landessynode 

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
 vom 11. Juli 2021 

AZ 11.30 Nr. 11.30-05-V21

Die Landessynode hat folgenden Beschluss gefasst, 
der hiermit bekannt gemacht wird. 

W e r n e r

Beschluss zur Änderung der Geschäftsordnung 
der Württembergischen Evangelischen Landes­

synode

vom 2. Juli 2021 

Die Landessynode fasst gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 
Kirchenverfassungsgesetz in Verbindung mit § 32 Ge-
schäftsordnung der Württembergischen Evangelischen 
Landessynode – soweit nach § 20 Absatz 2 Satz  2  
Kirchenverfassungsgesetz geboten, im Einverständnis 
mit dem Landesbischof – folgenden Beschluss:

Artikel 1  
Änderung der Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung der Württembergischen Evan-
gelischen Landessynode vom 29. November 1984 
(Abl. 51 S. 248), zuletzt geändert durch Beschluss 
vom 4. Juli 2020 (Abl. 69 S. 225), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Dem § 6 Absatz 3 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Sofern keines der erreichbaren Mitglieder wi-
derspricht, kann er unter den erreichbaren Mit-
gliedern eine Beschlussfassung auf schriftlichem 
oder elektronischem Wege herbeiführen. § 28 Ab-
satz 6 gilt entsprechend.“

2. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

 „Sofern keines der erreichbaren Mitglie-
der widerspricht, kann unter den erreichba-
ren Mitgliedern eine Beschlussfassung auf 
schriftlichem oder elektronischem Wege her-
beigeführt werden.“ 
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b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

(6) „Die Sitzungen finden grundsätzlich mit 
persönlicher Anwesenheit der Mitglieder statt. 
Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit aller 
oder einzelner Mitglieder können durchge-
führt werden, sofern eine Beratung und Be-
schlussfassung durch zeitgleiche Übertragung 
von Bild und Ton mittels geeigneter techni-
scher Hilfsmittel, insbesondere in Form einer 
Videokonferenz, möglich ist. In einer Sitzung 
ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder 
dürfen keine geheime Wahlen und keine ge-
heimen Abstimmungen durchgeführt werden. 
Über die Teilnahme an einer Sitzung ohne 
eigene persönliche Anwesenheit ist der Vorsit-
zende rechtzeitig zu informieren.“ 

Artikel 2  
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am 1. August 2021 in Kraft.  

Gesamtvertrag über das Vervielfäl­
tigen von Noten und Liedtexten 
Vom 12./26. Mai 2021

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
vom 29. Juni 2021 

AZ 50.40-2 Nr. 52.0-03-01-V16

Nachstehend wird der neue Gesamtvertrag der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland mit der Verwer-
tungsgesellschaft Musikedition über das Vervielfälti-
gen von Noten und Liedtexten bekanntgemacht. 

W e r n e r

GESAMTVERTRAG 
über das Vervielfältigen von Noten und Liedtex­

ten

Vom 12./26. Mai 2021 
(ABl. EKD S. 152) 

zwischen der

VG MUSIKEDITION ­ Verwertungsgesellschaft ­ 
Rechtsfähiger Verein kraft Verleihung, 
Friedrich-Ebert-Str. 104, 34119 Kassel, 

 
vertreten durch den Geschäftsführer Christian Krauß 

und den Präsidenten Sebastian Mohr

- nachstehend als "VG Musikedition" bezeichnet -

und der

Evangelischen Kirche in Deutschland, 
Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover 

 
diese vertreten durch ihren Rat,  

dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchen-
amtes, Dr. Hans Ulrich Anke,

- nachstehend als "EKD“ bezeichnet -

Präambel

1. Die VG Musikedition ist eine urheberrechtliche 
Verwertungsgesellschaft, die für ihre Mitglieder 
- Verlage, Komponisten, Textdichter, Herausgeber 
- als Treuhänderin zahlreiche grafische Vervielfäl-
tigungsrechte und gesetzliche Vergütungsansprü-
che verwaltet.

2. Die EKD ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und vertritt die Gemeinschaft von 20 
rechtlich selbstständigen Landeskirchen.

3. Zwischen VG Musikedition und EKD existieren 
Pauschalverträge bzgl. des Vervielfältigens von 
Noten und Liedtexten für den Gemeindegesang 
in Gottesdiensten und anderen kirchlichen Ver-
anstaltungen sowie hinsichtlich der Nutzung von 
Ausgaben und Werken, die gem. § 70 und § 71 
Urhebergesetz (UrhG) geschützt sind.

4. Das Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten) 
von geschützten Werken der Musik ist gem. § 53 
Absatz 4a UrhG grundsätzlich unzulässig bzw. 
nur mit Einwilligung des Berechtigten möglich. 
In den (u.a.) unter Ziffer 6 genannten Fällen ist 
dies die VG Musikedition.

5. 
a) Berechtigte nach diesem Gesamtvertrag sind 

die EKD, die Gliedkirchen in der Bundesre-
publik Deutschland, ihre gliedkirchlichen und 
gliedkirchenübergreifenden Institutionen und 
Einrichtungen, ihre Kirchengemeinden und 
Kirchengemeindeverbände sowie ihre Ver-
einigungen, Institutionen und Einrichtungen 
wie zum Beispiel kirchliche Stiftungen oder  
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Vereine, die an der Verwirklichung des kirch-
lichen Auftrags im Sinne der evangelischen 
Kirche mitwirken, sowie sonstige Einrichtun-
gen und Vereinigungen, die der evangelischen 
Kirche zugeordnet sind.

b) Ziel dieses Gesamtvertrages ist es, einerseits 
den Berechtigten nach Ziffer 5. a) eine legale 
und praktikable Möglichkeit zum begrenzten 
Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten) 
von geschützten Werken der Musik zu geben, 
andererseits zu gewährleisten, dass die Rech-
teinhaber die im Urheberrechtsgesetz vorgese-
hene angemessene Vergütung für ihre kreative 
Leistung erhalten.

c) Unberührt von der in Ziffer 5. a) dieses Ver-
trages festgelegten Definition der "berechtig-
ten Einrichtungen" der evangelischen Kirche 
bleiben die in weiteren Verträgen zwischen der 
VG Musikedition und der EKD vorgenomme-
nen Definitionen der "berechtigten Einrichtun-
gen"; eine Bezugnahme auf Ziffer 5. a) dieses 
Vertrages ist im Rahmen der Auslegung der 
genannten weiteren Verträge ausgeschlossen.

6. Sofern Nutzungen nicht bereits durch bestehende 
Pauschalverträge oder durch Verträge mit Dritten 
abgedeckt sind, umfasst dieser Gesamtvertrag die 
nachstehenden Bereiche, falls es sich um Nutzun-
gen handelt, bei denen die erforderlichen Rechte 
von der VG Musikedition wahrgenommen wer-
den:

 – Vervielfältigungen in Kinderbetreuungsein-
richtungen,

 – Vervielfältigungen in Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung,

 – Vervielfältigungen in nicht-gewerblichen Ein-
richtungen der Aus- und Weiterbildung,

 – Vervielfältigungen in und durch Kirchenge-
meinden, soweit die Vervielfältigungen nicht 
von Pauschalverträgen mit der VG Musikedi-
tion umfasst sind,

 – Vervielfältigungen in Musikschulen,

 – Vervielfältigungen in Familienbildungsstät-
ten, Einrichtungen der Alten- und Wohlfahrts-
pflege, Krankenhäusern sowie sonstigen Heil- 
und Pflegeeinrichtungen,

 – Vervielfältigungen durch Musikpädagogen für 
den privaten Instrumental- und Gesangsunter-
richt.

7. Nach Abschluss eines einfachen Lizenzvertrages 
mit der VG Musikedition ist es den Berechtig-
ten gestattet, im vertraglich bestimmten Umfang 
Vervielfältigungen von Noten (und Liedtexten) 
anzufertigen und zu verwenden. Für die Berei-
che "Vervielfältigungen in Musikschulen und in 
Kinderbetreuungseinrichtungen" erfolgt der Ab-
schluss eines einfachen Lizenzvertrages mit der 
GEMA, die für diese Bereiche von der VG Mu-
sikedition ein lnkassomandat erhalten hat.

1. Vertragshilfe

a) Die EKD leistet Vertragshilfe. Sie besteht darin, 
dass

aa) sie die gem. Ziffer 5. a) Berechtigten regel-
mäßig und vollumfänglich darüber informiert, 
dass ein Lizenzvertrag mit der VG Musikediti-
on abzuschließen ist, falls nach dem geltenden 
Urheberrecht lizenz- und vergütungspflichtige 
Vervielfältigungen auf Papier oder in elektro-
nischer Form (z.B. Fotokopien, pdf und Scans 
oder andere Vervielfältigungen) von Noten 
und Liedtexten geschützter Werke hergestellt 
und verwendet werden und die Rechte von der 
VG Musikedition vertreten werden;

bb) sie die gem. Ziffer 5 a) Berechtigten zur sorg-
fältigen Erfüllung der sich aus dem Gesamt-
vertrag für sie ergebenden Verpflichtungen 
anhält;

cc) sie den Gliedkirchen eine jährlich von der VG 
Musikedition erstellte Information zur Wei-
tergabe an die Kirchengemeinden weiterlei-
tet. Eine entsprechende Weiterleitung erfolgt 
auch, wenn die Vertragspartner einvernehm-
lich einen darüberhinausgehenden Informa-
tionsbedarf feststellen;

dd) sie die gem. Ziffer 5. a) Berechtigten regelmä-
ßig - mindestens aber einmal pro Jahr - schrift-
lich (bzw. in Textform) über die rechtlichen 
Grundlagen zur grafischen Vervielfältigung 
von Werken der Musik (§ 53 Abs. 4a UrhG), 
den Inhalt dieses Gesamtvertrages sowie der 
Einzellizenzverträge sachgerecht und in ge-
eigneter Form und in angemessenem Umfang 
informiert. Dies kann zum Beispiel erfolgen 
über Hinweise auf Homepages der EKD oder 
der berechtigten Einrichtungen, Broschüren, 
Newsletter, lntranets und andere Medienka-
näle.

b) Die VG Musikedition erhält unaufgefordert eine 
Nachricht über Umfang und Inhalt der jeweils er-
folgten Vertragshilfe.
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c) Die VG Musikedition verpflichtet sich in Bezug 
auf sämtliche Daten, die der EKD, ihren Landes-
kirchen, Gemeinden und sonstigen Einrichtungen 
gem. Ziffer 5. a) übermitteln, die datenschutz-
rechtlichen Vorschriften einzuhalten.

2. Meldebogen

a) Die EKD verpflichtet sich, den sog. "Meldebo-
gen" (Anlage 1 - nicht abgedruckt), der Bestand-
teil dieser Vereinbarung ist, auf ihrer Homepage 
in der jeweils aktuellsten, von der VG Musikediti-
on bereitgestellten Fassung zu veröffentlichen und 
zum Download anzubieten, verbunden mit dem 
Hinweis, den "Meldebogen" für alle Nutzungen 
nach Ziffer 6 der Präambel anzuwenden.

b) Die EKD wird die Gliedkirchen über die in der 
EKD üblichen Informationswege über den Ge-
samtvertrag und den "Meldebogen" informieren. 
Sie wird die Gliedkirchen um eine Weiterleitung 
der Informationen sowie um einen Hinweis auf 
die vertraglichen Bestimmungen und den Melde-
bogen an die in den Gliedkirchen gem. Ziffer 5. 
a) Berechtigten bitten und die Hinweise auf ihrer 
Homepage veröffentlichen.

c) Seitens der Gemeinden ist der "Meldebogen" 
wiederum an die Rechtsträger und Einrichtungen 
weiterzuleiten, die den Gemeinden zuzuordnen 
sind.

3. Vergütung /Nachlass

a) Für die jeweiligen Nutzungen gelten die von der 
VG Musikedition auf ihrer Website veröffentlich-
ten Tarife inkl. der jeweiligen allgemeinen Bedin-
gungen.

b) Auf sämtliche Beträge werden 20% Gesamtver-
tragsnachlass gewährt. Dieser Nachlass wird nur 
dann gewährt, wenn die Einholung der Lizenzen 
durch die Berechtigten ordnungs- und fristgemäß 
im Sinne der jeweils aktuell gültigen Tarife inkl. 
ihrer allgemeinen Bedingungen erfolgt und die 
für die Verteilung der Vergütungen erforderliche 
Titellisten (Musikfolgen) fristgerecht übermittelt 
werden, die EKD der vereinbarten Vertragshilfe 
gemäß Ziffer 1 und 2 in vollem Umfang nach-
kommt und die entsprechenden Nutzungen auf 
eigene Rechnung der Berechtigten gem. Ziffer 5. 
a) erfolgen.

c) Berechtigte dieses Gesamtvertrages, die die Höhe 
der veröffentlichten Tarife bestreiten, so dass Ver-
fahren bei der Schiedsstelle des Deutschen Patent- 
und Markenamts oder vor ordentlichen Gerichten 

eingeleitet werden, haben keinen Anspruch auf 
den Gesamtvertragsnachlass.

4. Vertragsdauer

a) Dieser Vertrag tritt rückwirkend zum 1. Mai 2021 
in Kraft. Er endet automatisch zum 31.12.2023, 
ohne dass es einer gesonderten Kündigung bedarf.

b) Es besteht Einvernehmen, dass für vor dem 1. Mai 
2021 gestellte Rechnungen, die den Zeitraum ab 
dem 1. Mai 2021 betreffen, aufgrund des unver-
hältnismäßigen Verwaltungsaufwandes kein rück-
wirkender Gesamtvertragsnachlass gewährt wird.

5. Meinungsverschiedenheiten

lm Falle von Meinungsverschiedenheiten kann die 
VG Musikedition die EKD zur Vermeidung von 
Rechtsstreitigkeiten um Vermittlung bitten. Dies gilt 
umgekehrt in gleicher Weise.

6. Gerichtsstand /Salvatorische Klausel

a) Gerichtsstand ist Kassel.

b) Änderungen und Ergänzungen dieser Verein-
barung bedürfen der Schriftform, mündliche 
Nebenabreden bestehen nicht Sollte eine der Be-
stimmungen dieses Vertrages ungültig werden, so 
bleibt der Vertrag im Übrigen aufrechterhalten. 

Kassel,  Hannover, 
den 26. Mai 2021 den 15. Mai 2021  
 
Christian Krauß Dr. Hans Ulrich Anke 
Sebastian Mohr
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Arbeitsrechtsregelungen

Bekanntmachung von Tarifverträgen

Folgender gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich 
der KAO übernommener Tarifvertrag wird hiermit 
veröffentlicht:

Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen 
Dienstes Allgemeiner Teil und Besonderer Teil 

Pflege (TVAöD­Pflege) 

vom 13. September 2005 in der Fassung des Ände-
rungstarifvertrags Nr. 10 zum TVAöD 

 – Allgemeiner Teil –  
vom 25. Oktober 2020 

und des Änderungstarifvertrags Nr. 15 zum TVAöD 
– Besonderer Teil Pflege –  

vom 25. Oktober 2020

Inhaltsverzeichnis

§ 1  Geltungsbereich
§ 2  Ausbildungsvertrag, Nebenabreden
§ 3  Probezeit
§ 4  Ärztliche Untersuchungen
§ 5  Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadens-

haftung
§ 6  Personalakten
§ 7  Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit
§ 8  Ausbildungsentgelt
§ 8a  Unständige Entgeltbestandteile
§ 8b  Sonstige Entgeltregelungen
§ 9  Urlaub
§ 10  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil-

dungsstätte
§ 10a Familienheimfahrten
§ 11  Schutzkleidung, Ausbildungsmittel
§ 12  Entgelt im Krankheitsfall
§ 12a Entgeltfortzahlung in anderen Fällen
§ 13  Vermögenswirksame Leistungen
§ 14  Jahressonderzahlung
§ 15  Zusätzliche Altersversorgung
§ 16  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

§ 16a Übernahme von Auszubildenden
§ 17  Abschlussprämie
§ 18  [nicht besetzt]1
§ 19  Ausschlussfrist
§ 20  Inkrafttreten, Laufzeit

Anlage 1 [aufgehoben]
Anlage 2 [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]
Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 – VKA)

Niederschriftserklärungen

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für 

a) [nicht besetzt],

b) Schülerinnen/Schüler 

 – in der Gesundheits- und Krankenpflege, Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbin-
dungspflege, Altenpflege, 

 – in der Operationstechnischen Assistenz und 
der Anästhesietechnichen Assistenz, jeweils 
nach der Empfehlung der Deutschen Kranen-
hausgesellschaft vom 17. September 2013, 

 – nach dem Notfallsanitätergesetz,

 – in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur 
Erzieherin/zum Erzieher nach landesrechtli-
chen Regelungen und 

 – für Auszubildende in der Pflege nach dem Ge-
setz über Pflegeberufe (Pflegeberufegesetz),

die in Verwaltungen und Betrieben, die unter den Gel-
tungsbereich des TVöD fallen, ausgebildet werden,

c) Auszubildende in betrieblich-schulischen Ge-
sundheitsberufen, die in Verwaltungen und Be-
trieben, die unter den Geltungsbereich des TVöD 
fallen, ausgebildet werden, nach folgenden Maß-
gaben:

Berufsausbildung Gesetzliche Vorschriften in der jeweils aktuellen 
Fassung

1. Orthoptistinnen und Orthoptisten Orthoptistengesetz vom 28. November 1989 
(BGBl. I S. 2061)  
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Orth-
optistinnen  und Orthoptisten vom 21. März 1990 
(BGBl. I S. 563) 
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Logopädinnen und Logopäden Gesetz über den Beruf des Logopäden vom 7. Mai 
1980  (BGBl. I S. 529) 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logopä-
den vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1892) 

a) Medizinisch-technische Laboratoriumsassis-
tentinnen und Medizinisch-technische Labo-
ratoriumsassistenten

b) Medizinisch-technische Radiologieassisten-
tinnen und Medizinisch-technische Radiolo-
gieassistenten

c) Medizinisch-technische Assistentinnen für 
Funktionsdiagnostik und Medizinisch-techni-
sche Assistenten für Funktionsdiagnostik

MTA-Gesetz vom 2. August 1993 (BGBl. I 
S. 1402)
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für tech-
nische Assistenten in der Medizin vom 25. Ap-
ril 1994 (BGBl. I S. 922)

Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1246)
Ergotherapeuten-Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung vom 2. August 1999 (BGBl. I S. 1731)

Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten 
Masseur- und Physiotherapeutengesetz vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084)
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Phy-
siotherapeuten vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3786)

Diätassistentinnen und Diätassistenten Diätassistentengesetz vom 8. März 1994 (BGBl. I 
S. 446)
Ausbildungs- und Prüfungsveordnung für Diät-
assistentinnen und Diätassistenten vom 1. Au-
gust 1994 (BGBl. I S. 2088)

d) [nicht besetzt],

e) [nicht besetzt]

(Auszubildende).

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

a) Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe 
und Altenpflegehilfe sowie Heilerziehungspflege-
schüler/innen,

b) Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/
Volontäre, 

c) Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der 
Landwirtschaft, des Weinbaues oder der Forst-
wirtschaft ausgebildet werden, es sei denn, dass 
die Beschäftigten des Ausbildenden unter den 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
fallen,

d) körperlich, geistig oder seelisch behinderte Per-
sonen, die aufgrund ihrer Behinderung in beson-
deren Ausbildungswerkstätten, Berufsförderungs-

werkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen aus-
gebildet werden sowie

e) für Studierende in einem ausbildungsintegrierten 
dualen Studium, die vom Geltungsbereich des 
Tarifvertrages für Studierende in ausbildungsin-
tegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen 
Dienst (TVSöD) erfasst sind.

(3) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes gere-
gelt ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften.

§ 2 
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden

(1) Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein 
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen, der 
neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs min-
destens Angaben enthält über 

a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung sowie 
Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Aus-
bildung,
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b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent-
lichen Ausbildungszeit,

d) Dauer der Probezeit, 

e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 

f) Dauer des Urlaubs, 

g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs-
vertrag gekündigt werden kann,

h) die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende 
im öffentlichen Dienst (TVAöD) sowie einen in 
allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die auf 
das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Be-
triebs-/Dienstvereinbarungen.

Bei Auszubildenden in der Pflege nach dem Pflege-
berufegesetz muss der Ausbildungsvertrag darüber 
hinaus folgende Angaben enthalten:

a) den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich 
einer Ausrichtung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 Pflege-
berufegesetz,

b) Verpflichtung der Auszubildenden/des Auszubil-
denden zum Besuch der Ausbildungsveranstal-
tungen der Pflegeschule,

c) Umfang etwaiger Sachbezüge,

d) Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin/
Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsver-
fassungsgesetzes oder von § 4 des Bundesperso-
nalvertretungsgesetz des Trägers der praktischen 
Ausbildung.

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich vereinbart werden. Sie können gesondert gekün-
digt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart 
ist.

§ 3 
Probezeit

(1) Die Probezeit beträgt sechs Monate. 

(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungs-
verhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

§ 4 
Ärztliche Untersuchungen

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbil-
denden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis einer Betriebsärztin/
eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Per-
sonalarztes oder einer Amtsärztin/eines Amtsarztes 
nachzuweisen, soweit sich die Betriebsparteien nicht 
auf eine andere  Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt 
haben. Für Auszubildende, die unter das Jugend-
arbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 
JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung 
berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, durch 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in 
der Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag 
übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei der 
beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es 
sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine 
Personalärztin/einen Personalarzt oder eine Amtsärz-
tin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebs-
parteien nicht TVAöD-Pflege auf eine andere Ärztin/
einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser 
Untersuchung trägt der Ausbildende.

(3) Auszubildende, die besonderen Ansteckungs-
gefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von 
Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeit-
abständen oder auf ihren Antrag bei  Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu untersuchen. 

§ 5 
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaf­

tung

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Ver-
schwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des 
Ausbildenden. 

(2) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubil-
dende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schrift-
lich anzuzeigen. Der Ausbildende kann die Nebentä-
tigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag 
übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden 
oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu be-
einträchtigen. 

(3) Für die Schadenshaftung der Auszubildenden 
finden die für die Beschäftigten des Ausbildenden 
geltenden tariflichen Bestimmungen entsprechende 
Anwendung.
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§ 6 
Personalakten

(1) Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht 
in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das 
Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Be-
vollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge 
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

(2) Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig 
zu machen. 

§ 7 
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit 
der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendar-
beitschutzgesetz fallen, richten sich nach den für die 

Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vor-
schriften über die Arbeitszeit. Für Auszubildende der 
Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes 
Baden-Württemberg im Geltungsbereich des BT-K 
ist eine abweichende Regelung vereinbart. 

(2) Auszubildende dürfen im Rahmen des Ausbil-
dungszwecks auch an Sonntagen und Wochenfeier-
tagen und in der Nacht ausgebildet werden.

(3) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wö-
chentliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäfti-
gung ist nur ausnahmsweise zulässig. 

§ 8  
Ausbildungsentgelt 

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für 
Auszubildende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b 

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.140,69 Euro 1.140,69 Euro 1.190,69 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.202,07 Euro 1.227,07 Euro 1.252,07 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.303,38 Euro 1.328,38 Euro 1.353,38 Euro

(2) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.015,24 Euro 1.040,24 Euro 1.065,24 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.075,30 Euro 1.100,30 Euro 1.125,30 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.172,03 Euro 1.197,03 Euro 1.222,03 Euro

(3) Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbildenden 
gezahlte Entgelt.



31. August 2021 587 Bd. 69 Nr. 20

§ 8a  
Unständige Entgeltbestandteile 

Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feier-
tagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst 
und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für 
die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden geltenden Regelungen sinngemäß. 

§ 8b  
Sonstige Entgeltregelungen

(1) § 8a findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der 
Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro 
pro Stunde beträgt. Auszubildende erhalten unter 
denselben Voraussetzungen wie die beim Ausbilden-
den Beschäftigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 
TVöD 75 v.H. der Zulagenbeträge gemäß § 8 Abs. 5 
und 6 TVöD.

(2) [nicht besetzt]. Soweit Beschäftigten im Sinne 
von § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD im Bereich der VKA ge-
mäß der Protokollerklärung Nr. 1 zu Teil B Abschnitt 
XI Ziffer 1 der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) 
zum TVöD oder gemäß § 19 Abs. 5 Satz 2 TVöD 
bzw. § 23 Abs. 1 TVÜ-VKA in Verbindung mit § 33 
Abs. 1 Buchst. c und Abs. 6 BAT/BAT-O eine Zulage 
zusteht, erhalten Auszubildende im Bereich der VKA 
unter denselben Voraussetzungen 50 v.H. des entspre-
chenden Zulagenbetrages.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2: 

Für den Anspruch der Auszubildenden auf eine Zu-
lage nach Satz 2 ist es unbeachtlich, wenn den Be-
schäftigten des Ausbildenden aufgrund der Proto-
kollerklärung Nr. 5 des Teil B Abschnitt XI Ziffer 1 
(Beschäftigte in der Pflege) der Anlage 1 zum TVöD 
- Entgeltordnung (VKA), der Protokollerklärung zu 
§  29a Abs. 4 TVÜ-VKA oder § 29d Abs. 2 TVÜ-
VKA keine Zulage oder eine Zulage in verminderter 
Höhe zusteht.

(3) Falls im Bereich der Mitgliedverbände der VKA 
im Rahmen des Ausbildungsvertrages eine Verein-
barung über die Gewährung einer Personalunterkunft 
getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren 
Nebenabrede (§ 2 Abs. 2) festzulegen. Der Wert der 
Personalunterkunft wird im Bereich der Mitgliedver-
bände der VKA im Tarifgebiet West nach dem Tarif-
vertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte 
für Angestellte vom 16. März 1974 in der jeweils 
geltenden Fassung auf das Ausbildungsentgelt mit 
der Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Abs. 1 
Unterabs. 1 des genannten Tarifvertrages maßgeben-
de Quadratmetersatz um 15 v.H. zu kürzen ist. 

§ 9  
Urlaub

(1) Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 8) in ent-
sprechender Anwendung der für die Beschäftigten 
des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der 
Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung 
der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in 
der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbil-
dungstage beträgt.

Im zweiten und dritten Ausbildungsjahr erhalten Aus-
zubildende im Schichtdienst pauschal jeweils einen 
Tag Zusatzurlaub. 

(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusam-
menhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu 
erteilen und in Anspruch zu nehmen. 

§ 10  
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der  

Ausbildungsstätte

(1) Bei Dienstreisen erhalten die Auszubildenden 
eine Entschädigung in entsprechender Anwendung 
der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden 
Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung. 

(2) Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an 
einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen 
Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur 
Teilnahme an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften 
oder an Übungen werden die entstandenen notwen-
digen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die 
Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkei-
ten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) 
sind auszunutzen. 

§ 10a  
Familienheimfahrten

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der 
Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern, der Er-
ziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehe-
gatten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners 
werden den Auszubildenden monatlich einmal die im 
Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten 
bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkeh-
renden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne 
Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung 
von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, 
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Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Satz 
1 gilt nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine 
tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der 
Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte 
weniger als vier Wochen beträgt. 

§ 11  
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel

(1) Für die Gewährung von Schutzkleidung gelten die 
für die in dem Beruf beim Ausbildenden tätigen Be-
schäftigten jeweils maßgebenden Bestimmungen, in 
dem die Auszubildenden ausgebildet werden.

(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kosten-
los die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, 
die zur Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen 
Prüfung erforderlich sind. 

§ 12  
Entgelt im Krankheitsfall

(1) Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, 
ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu 
erfüllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähig-
keit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei 
Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt 
(§ 8) in entsprechender Anwendung der für die Be-
schäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen 
fortgezahlt. 

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die 
durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen Arbeits-
unfall oder durch eine bei dem Ausbildenden zu-
gezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten 
Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 maß-
gebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit 
dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Kranken-
geldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Ab-
satz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt, wenn der 
zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsun-
fall oder die Berufskrankheit anerkennt. 

§ 12a  
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8) 
für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, 
um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vor-
geschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an 

die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorberei-
ten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser 
Anspruch für sechs Ausbildungstage.

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt 
sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbe-
reitung auf die Abschlussprüfung besonders zusam-
mengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein 
Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

(3) Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeits-
befreiung entsprechend. 

§ 13  
Vermögenswirksame Leistungen

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung erhalten Auszubilden-
de eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 
13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögens-
wirksame Leistungen entsteht frühestens für den Ka-
lendermonat, in dem den Ausbildenden die erforder-
lichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres.

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 

§ 14  
Jahressonderzahlung

(1) Auszubildende, die am 1. Dezember in einem 
Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Jahressonderzahlung. [nicht besetzt]. Im Be-
reich der VKA beträgt die Jahressonderzahlung bei 
Auszubildenden, für die die Regelungen des Tarifge-
biets West Anwendung finden, 90,00 Prozent des den 
Auszubildenden in den Kalendermonaten August, 
September und Oktober durchschnittlich gezahlten 
Entgelts (Ausbildungsentgelt, in Monatsbeträgen ge-
zahlte Zulagen und unständige Entgeltbestandteile 
gemäß § 8a und § 8b, soweit diese nicht gemäß § 20 
Abs. 2 Satz 1 TVöD von der Bemessung ausgenom-
men sind). Für Auszubildende, für die die Regelun-
gen des Tarifgebiets Ost Anwendung finden, gilt Satz 
3 mit der Maßgabe, dass die Bemessungssätze für 
die Jahressonderzahlung bis zum Kalenderjahr 2018 
67,50 Prozent, im Kalenderjahr 2019 73,80 Prozent, 
im Kalenderjahr 2020 79,20 Prozent, im Kalender-
jahr 2021 84,60 Prozent und ab dem Kalenderjahr 
2022 90,00 Prozent des in Satz 3 genannten Entgelts 
betragen. Für Auszubildende, die im Abrechnungs-
verband Ost der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder (VBL) pflichtversichert sind, findet § 30 
Abs. 6 TVÜ-VKA entsprechende Anwendung. Bei 
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Auszubildenden, deren Ausbildungsverhältnis nach 
dem 31. Oktober begonnen hat, tritt an die Stelle des 
Bemessungszeitraums nach Satz 2, Satz 3 bzw. Satz 4 
der erste volle Kalendermonat. 

(2) Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen 
Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8), Fortzahlung 
des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder 
im Krankheitsfall (§ 12) haben. Die Verminderung 
unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubilden-
de wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs.  1 
und 2 des Mutterschutzgesetzes kein Ausbildungs-
entgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt 
ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeldund Elternzeit-
gesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das 
Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Eltern-
zeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Jahressonderzahlung wird mit dem für No-
vember zustehenden Ausbildungsentgelt ausge-
zahlt.2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann 
zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

(4) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss 
an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein 
Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 
1.  Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis ste-
hen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahresson-
derzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige 
Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis. 
§ 15 Zusätzliche Altersversorgung Die Versicherung 
zum Zwecke einer zusätzlichen Altersversorgung 
wird durch besonderen Tarifvertrag geregelt.

§ 16  
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der 
Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche Regelun-
gen bleiben unberührt. Im Falle des Nichtbestehens 
der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbil-
dungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden 
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens um ein Jahr.

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden 
die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbil-
dungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme 
in ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis, 
hat er dies den Auszubildenden drei Monate vor dem 
voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schrift-
lich mitzuteilen.

(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungs-
verhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungs-
gründe nur gekündigt werden

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Ein-
halten einer Kündigungsfrist, 

b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist 
von vier Wochen.

(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

§ 16a  
Übernahme von Auszubildenden

Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener 
Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betriebli-
chem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten 
in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im 
Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, be-
triebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenste-
hen. Im Anschluss daran werden diese Beschäftigten 
bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis übernommen. Der dienstliche bzw. 
betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendi-
gung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt 
zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen 
freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/
der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf 
Dauer ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung 
sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die 
persönliche Eignung zu berücksichtigen. Bestehende 
Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 

Protokollerklärung zu § 16a: 

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf 
für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete 
Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich. 

§ 17  
Abschlussprämie

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprü-
fung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubilden-
de eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe 
von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt. Sie ist nach Bestehen 
der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung 
fällig. 
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(2) Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre 
Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer 
Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall 
kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen. 

§ 18  
[nicht besetzt]

§ 19  
Ausschlussfrist

Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfal-
len, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszu-
bildenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend 
gemacht werden. 

§ 20  
In­Kraft­Treten, Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in 
Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres schrift-
lich gekündigt werden.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann 

a) § 8 Abs. 1 und Abs. 2 mit einer Frist von einem 
Monat zum Schluss eines Kalendermonats, frü-
hestens jedoch zum 31. Dezember 2022, 

b) § 14 zum 31. Dezember eines jeden Jahres, 

c) § 17 gesondert zum 31. Dezember eines jeden 
Jahres schriftlich gekündigt werden.

(4) [nicht besetzt].

(5) Mit In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages finden 
im Bereich der Mitgliedverbände der VKA die in An-
lage 3 aufgeführten Tarifverträge auf die in § 1 Abs. 1 
genannten Personen keine Anwendung mehr.

(6) § 16a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022 
außer Kraft.

Anlage 1 [aufgehoben]

Anlage 2 [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]

Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 ­ VKA)

1. bis 11. [nicht besetzt]. 

12. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des 
Krankenpflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden, vom 28. Februar 1986, 

13. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des 
Krankenpflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden (Mantel-TV Schü-O), 
vom 5. März 1991, 

14. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 12 für 
Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des 
Krankenpflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden, vom 31. Januar 2003, 

15. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für 
Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des 
Krankenpflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden (Ost), vom 31. Januar 
2003, 

16. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerin-
nen/Schüler, die nach Maßgabe des Kranken-
pflegegesetzes in der Krankenpflege oder in der 
Kinderkrankenpflege oder nach Maßgabe des 
Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom 
21. April 1986, 

17. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerin-
nen/Schüler, die nach Maßgabe des Kranken-
pflegegesetzes in der Krankenpflege oder in der 
Kinderkrankenpflege oder nach Maßgabe des 
Hebammengesetzes ausgebildet werden (TV Ur-
laubsgeld Schü-O), vom 5. März 1991.

Niederschriftserklärungen

Niederschriftserklärung zu § 1:
Ausbildender im Sinne dieses Tarifvertrages ist, wer 
andere Personen zur Ausbildung einstellt. 

Niederschriftserklärung zu § 10a:
Die Fahrtkosten für Familienheimfahrten umfassen 
die Kosten für die Hin- und Rückfahrt. 

Niederschriftserklärung zu § 14 Abs. 2 Satz 1: 
Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld gleich
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Arbeitsrechtsregelungen 

Bekanntmachung von Tarifverträgen

Folgender gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich 
der KAO übernommener Tarifvertrag wird hiermit 
veröffentlicht:

Tarifvertrag für Auszubildende  
des öffentlichen Dienstes 

Allgemeiner Teil und Besonderer Teil BBiG 
(TVAöD­BBiG)

vom 13. September 2005 
in der Fassung des Änderungstarifvertrags Nr. 10 

zum TVAöD 
 – Allgemeiner Teil –  

vom 25. Oktober 2020

und

des Änderungstarifvertrags Nr. 11 zum TVAöD 
 – Besonderer Teil BBiG –  

vom 25. Oktober 2020 
Tarifvertrag für Auszubildende  

des öffentlichen Dienstes 
Allgemeiner Teil und Besonderer Teil BBiG 

(TVAöD-BBiG)

Der TVAöD-BBiG vereinigt die Vorschriften des Ta-
rifvertrags für Auszubildende des öffentlichen Diens-
tes – Allgemeiner Teil – mit denen des Tarifvertrags 
für Auszubildende des öffentlichen Dienstes – Beson-
derer Teil BBiG – in einer Textfassung. 

Inhaltsverzeichnis

§ 1  Geltungsbereich
§ 2  Ausbildungsvertrag, Nebenabreden
§ 3  Probezeit
§ 4  Ärztliche Untersuchungen
§ 5  Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadens-

haftung
§ 6  Personalakten
§ 7  Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit
§ 8  Ausbildungsentgelt
§ 8a  Unständige Entgeltbestandteile
§ 8b  Sonstige Entgeltregelungen
§ 9  Urlaub
§ 10  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil-

dungsstätte
§ 10a Familienheimfahrten
§ 11  Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmit-

telzuschuss
§ 12  Entgelt im Krankheitsfall
§ 12a Entgeltfortzahlung in anderen Fällen
§ 13  Vermögenswirksame Leistungen

§ 14  Jahressonderzahlung
§ 15  Zusätzliche Altersversorgung
§ 16  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
§ 16a Übernahme von Auszubildenden
§ 17  Abschlussprämie
§ 18  Zeugnis 
§ 19  Ausschlussfrist
§ 20  Inkrafttreten, Laufzeit

Anlage 1 [aufgehoben]
Anlage 2 [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]
Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 – VKA)

Niederschriftserklärungen

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für 

a) Personen, die in Verwaltungen und Betrieben, die 
unter den Geltungsbereich des TVöD fallen, in 
einem staatlich anerkannten oder als staatlich an-
erkannt geltenden Ausbildungsberuf ausgebildet 
werden, 

b) [nicht besetzt],

c) [nicht besetzt],

d) Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, 
auf deren Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer der 
TV-V oder der TV-WW/NW Anwendung findet,

e) Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, 
auf deren Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer ein 
TV-N Anwendung findet, soweit und solange 
nicht eine anderweitige landesbezirkliche Rege-
lung getroffen wurde 

(Auszubildende).

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

a) Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe 
und Altenpflegehilfe sowie Heilerziehungspflege-
schüler/innen,

b) Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/
Volontäre, 

c) Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der 
Landwirtschaft, des Weinbaues oder der Forst-
wirtschaft ausgebildet werden, es sei denn, dass 
die Beschäftigten des Ausbildenden unter den 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
fallen,



Bd. 69 Nr. 20 592 31. August 2021

d) körperlich, geistig oder seelisch behinderte Per-
sonen, die aufgrund ihrer Behinderung in beson-
deren Ausbildungswerkstätten, Berufsförderungs-
werkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen 
ausgebildet werden sowie

e) für Studierende in einem ausbildungsintegrierten 
dualen Studium, die vom Geltungsbereich des 
Tarifvertrages für Studierende in ausbildungsin-
tegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen 
Dienst (TVSöD) erfasst sind.

(3) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes gere-
gelt ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften

§ 2 
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden

(1) Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein 
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen, der 
neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs min-
destens Angaben enthält über 

a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung sowie 
Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Aus-
bildung,

b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent-
lichen Ausbildungszeit,

d) Dauer der Probezeit, 

e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 

f) Dauer des Urlaubs, 

g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs-
vertrag gekündigt werden kann, 

h) die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende 
im öffentlichen Dienst (TVAöD) sowie einen in 
allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die auf 
das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Be-
triebs-/Dienstvereinbarungen.

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich vereinbart werden. Sie können gesondert gekün-
digt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart 
ist.

§ 3 
Probezeit

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate.

(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungs-
verhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 4 
Ärztliche Untersuchungen

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbil-
denden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis einer Betriebsärztin/
eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Per-
sonalarztes oder einer Amtsärztin/eines Amtsarztes 
nachzuweisen, soweit sich die Betriebsparteien nicht 
auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt 
haben. Für Auszubildende, die unter das Jugend-
arbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 
JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung 
berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, durch 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in 
der Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag 
übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei der 
beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es 
sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine 
Personalärztin/einen Personalarzt oder eine  Amtsärz-
tin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebs-
parteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen 
Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersu-
chung trägt der Ausbildende.

(3) Auszubildende, die besonderen Ansteckungs-
gefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von 
Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeit-
abständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu untersuchen. 

§ 5 
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten,  

Schadenshaftung

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Ver-
schwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des 
Ausbildenden. 

(2) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubil-
dende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schrift-
lich anzuzeigen. Der Ausbildende kann die Nebentä-
tigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag 
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übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden 
oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu be-
einträchtigen. 

(3) Für die Schadenshaftung der Auszubildenden 
finden die für die Beschäftigten des Ausbildenden 
geltenden tariflichen Bestimmungen entsprechende 
Anwendung.

§ 6 
Personalakten

(1) Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht 
in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das 
Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Be-
vollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge 
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

(2) Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig 
zu machen. 

§ 7 
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der 
Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeits-
schutzgesetz fallen, richten sich nach den für die 
Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vor-
schriften über die Arbeitszeit. Für Auszubildende der 
Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes 
Baden-Württemberg im Geltungsbereich des BT-K 
ist eine abweichende Regelung vereinbart. 

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbil-
dungsnachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden 
dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu 
geben.

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem the-
oretischen betrieblichen Unterricht von mindestens 
270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, 
dürfen sie nicht zur praktischen Ausbildung heran-
gezogen werden.

(4) Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten 
als Ausbildungszeit. Dies gilt auch für die notwen-
dige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbil-
dungsstätte, sofern die Ausbildung nach dem Unter-
richt fortgesetzt wird.

(5) Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeier-
tagen und in der Nacht zur Ausbildung nur heran-
gezogen werden, wenn dies nach dem Ausbildungs-
zweck erforderlich ist.

(6) Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz 
1 geregelte Ausbildungszeit hinaus zu Mehrarbeit he-
rangezogen und nicht mit Akkordarbeit beschäftigt 
werden. §§ 21, 23 JArbSchG und § 17 Abs. 7 BBiG 
bleiben unberührt. 

§ 8 
Ausbildungsentgelt

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt:

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.018,26 Euro 1.043,26 Euro 1.068,26 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.068,20 Euro 1.093,20 Euro 1.118,20 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.114,02 Euro 1.139,02 Euro 1.164,02 Euro

im vierten  
Ausbildungsjahr

1.177,59 Euro 1.202,59 Euro 1.227,59 Euro.

(2) Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeit-
punkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbilden-
den gezahlte Entgelt. 

(3) Im Geltungsbereich des TVöD – Besonderer Teil 
Sparkassen wird eine von Absatz 1 abweichende Re-
gelung getroffen.

(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden 
oder einer berufsbildenden Schule oder wegen einer 
Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung 
die Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des 
Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die Aus-
bildungszeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbil-
dungszeit. 
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(5) Wird die Ausbildungszeit

a) gemäß § 16 Abs. 1 Satz 2 verlängert oder 

b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 
BBiG von der zuständigen Stelle oder nach § 27c 
Abs. 2 der Handwerksordnung von der Hand-
werkskammer verlängert, wenn die Verlängerung 
erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu errei-
chen,

wird während des Zeitraums der Verlängerung das 
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbil-
dungsabschnitts gezahlt. 

(6) In den Fällen des § 16 Abs. 2 erhalten Auszubil-
dende bis zur Ablegung der Abschlussprüfung das 
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Aus-
bildungsabschnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber 
hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem 
das Ausbildungsverhältnis geendet hat, den Unter-
schiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbil-
dungsentgelt und dem für das vierte  Ausbildungsjahr 
maßgebenden Ausbildungsentgelt. 

§ 8a 
Unständige Entgeltbestandteile

Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feier-
tagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst 
und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für 
die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden geltenden Regelungen sinngemäß. 

§ 8b 
Sonstige Entgeltregelungen

(1a) [nicht besetzt].

(1b) Auszubildenden, die in einem Ausbildungsver-
hältnis zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied 
eines Mitgliedverbandes der VKA ist, können bei 
Vorliegen der  geforderten Voraussetzungen 50 v.H. 
der Zulagen gewährt werden, die für Beschäftigte im 
Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD gemäß § 23 Abs. 
1 Satz 1 dritter  bzw. vierter Spiegelstrich TVÜ-VKA 
in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c und  Abs. 6 
BAT/BAT-O jeweils vereinbart sind.

(2a) [nicht besetzt].

(2b) Auszubildenden, die in einem Ausbildungsver-
hältnis zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied 
eines Mitgliedverbandes der VKA ist, und die im 
Rahmen ihrer  Ausbildung in erheblichem Umfang 
mit Arbeiten beschäftigt werden, für die Beschäf-

tigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 2 TVöD nach 
Maßgabe des § 23 Abs. 1  Satz 1 erster bzw. zwei-
ter Spiegelstrich TVÜ-VKA Erschwerniszuschläge 
zustehen, kann im zweiten bis vierten Ausbildungs-
jahr ein monatlicher Pauschalzuschlag in Höhe von 
10 Euro gezahlt werden. 

§ 9 
Urlaub

(1) Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 8) in ent-
sprechender Anwendung der für die Beschäftigten 
des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der 
Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung 
der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in 
der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbil-
dungstage beträgt.

(2) Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, 
auf deren Arbeitnehmer der TV-V oder ein TV-N An-
wendung findet, erhalten abweichend von Absatz 1 
Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der 
für die Arbeitnehmer des Ausbildenden geltenden 
Regelungen. 

(3) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusam-
menhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu 
erteilen und in Anspruch zu nehmen.

§ 10 
Ausbildungsmaßnahmen  

außerhalb der Ausbildungsstätte

(1) Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in 
den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prü-
fungen erhalten Auszubildende eine Entschädigung 
in entsprechender Anwendung der für die Beschäftig-
ten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestim-
mungen in der jeweiligen Fassung. 

(2) Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen 
Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 6 BBiG außerhalb der politischen Gemeinde-
grenze der Ausbildungsstätte werden die entstande-
nen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kos-
ten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des  
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungs-
mittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; 
Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßi-
gungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
BahnCard) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfer-
nung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr 
als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge bzw. 
besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet. Die 
nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unter-
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kunft am auswärtigen Ort werden, soweit nicht eine 
unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung steht, erstat-
tet. Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger 
Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehrauf-
wands wird für volle Kalendertage der Anwesenheit 
am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungs-
zuschuss in Höhe der TVAöD-BBiG nach der So-
zialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden 
Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen und 
Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpfle-
gung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 
Bei einer über ein Wochenende oder einen Feiertag 
hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden 
die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft 
und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der 
Sätze 3 bis 5 erstattet.

(3) Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule 
werden die notwendigen Fahrtkosten nach Maßgabe 
von Absatz 2 Satz 1 erstattet, soweit sie monatlich 
6 v.H. des Ausbildungsentgelts für das erste Ausbil-
dungsjahr übersteigen. 2Satz 1 gilt nicht, soweit die 
Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts getragen 
werden. Die notwendigen Auslagen für Unterkunft 
und Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch 
der regulären auswärtigen Berufsschule im Block-
unterricht entsprechend Absatz 2 Sätze 3 bis 6 erstat-
tet.4Leistungen Dritter sind anzurechnen.

(4) Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die 
Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet. 

§ 10a 
Familienheimfahrten

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Aus-
bildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen Berufs-
schule, deren Besuch vom Ausbildenden veranlasst 
wurde, zum Wohnort der Eltern, der Erziehungsbe-
rechtigten oder der Ehegattin/des Ehegatten oder der 
der Lebenspartnerin/des Lebenspartners werden den 
Auszubildenden monatlich einmal die im Bundes-
gebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur 
Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigs-
ten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschlä-
ge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahr-
preisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monats-
fahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Beträgt die 
Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr 
Zuschläge bzw. besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) 
erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr 
möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am je-
weiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswär-
tigen Berufsschule weniger als vier Wochen beträgt. 

§ 11 
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel,  

Lernmittelzuschuss

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich 
vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie unent-
geltlich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum 
des Ausbildenden.

(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kosten-
los die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, 
die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwi-
schenund Abschlussprüfungen erforderlich sind.

(3) In jedem Ausbildungsjahr erhalten die Auszu-
bildenden einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 
50,00  Euro brutto. Absatz 2 bleibt unberührt. Der 
Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Aus-
bildungsentgelt des ersten Monats des jeweiligen 
Ausbildungsjahres zu zahlen, er ist spätestens im 
Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbil-
dungsjahres fällig.

§ 12 
Entgelt im Krankheitsfall

(1) Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, 
ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu 
erfüllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähig-
keit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei 
Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt 
(§ 8) in entsprechender Anwendung  der für die Be-
schäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen 
fortgezahlt.

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die 
durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen Arbeits-
unfall oder durch eine bei dem Ausbildenden zu-
gezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten 
Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 maß-
gebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit 
dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Kranken-
geldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Ab-
satz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt, wenn der 
zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsun-
fall oder die Berufskrankheit anerkennt. 

§ 12a 
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8) 



Bd. 69 Nr. 20 596 31. August 2021

für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, 
um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vor-
geschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an 
die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorberei-
ten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser 
Anspruch für sechs Ausbildungstage. 

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt 
sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbe-
reitung auf die Abschlussprüfung besonders zusam-
mengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein 
Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

(3) Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeits-
befreiung entsprechend.

§ 13 
Vermögenswirksame Leistungen

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung erhalten Auszubilden-
de eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 
13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögens-
wirksame Leistungen entsteht frühestens für den Ka-
lendermonat, in dem den Ausbildenden die erforder-
lichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(3) Der in Absatz 1 Satz 1 genannte Betrag gilt nicht 
für die Auszubildenden der Sparkassen.

§ 14 
Jahressonderzahlung

(1) Auszubildende, die am 1. Dezember in einem 
Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Jahressonderzahlung. Im Bereich der VKA be-
trägt die Jahressonderzahlung bei Auszubildenden, 
für die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwen-
dung finden, und für Auszubildende der ostdeutschen 
Sparkassen 90,00 Prozent des den Auszubildenden 
für November zustehenden Ausbildungsentgelts 
(§  8). Für Auszubildende, für die die Regelungen 
des Tarifgebiets Ost Anwendung finden, gilt Satz 3 
mit der Maßgabe, dass die Bemessungssätze für die 
Jahressonderzahlung bis zum Kalenderjahr 2018 
67,50 Prozent, im Kalenderjahr 2019 73,80 Prozent, 
im Kalenderjahr 2020 79,20 Prozent, im Kalenderjahr 
2021 84,60 Prozent und ab dem Kalenderjahr 2022 
90,00 Prozent des den Auszubildenden für November 
zustehenden Ausbildungsentgelts (§8) betragen. § 30 
Abs. 6 TVÜ-VKA findet auf Auszubildende, die im 

Abrechnungsverband Ost der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) pflichtversichert sind, 
entsprechende Anwendung.

(2) Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen 
Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8), Fortzahlung 
des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) 
oder im Krankheitsfall (§ 12) haben. 2Die Vermin-
derung unterbleibt für Kalendermonate, für die Aus-
zubildende wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 
Abs. 1 und 2 Mutterschutzgesetz kein Ausbildungs-
entgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt 
ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem 
das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der 
Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat.

(3) Die Jahressonderzahlung wird mit dem für No-
vember zustehenden Ausbildungsentgelt ausge-
zahlt.2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann 
zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

(4) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss 
an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein 
Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 
1.  Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis ste-
hen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahresson-
derzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige 
Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis. 

§ 15 
Zusätzliche Altersversorgung

Die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Al-
tersversorgung wird durch besonderen Tarifvertrag 
geregelt. 

§ 16 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der 
Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche Regelun-
gen bleiben unberührt. Im Falle des Nichtbestehens 
der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbil-
dungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden 
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens um ein Jahr. 

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden 
die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbil-
dungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme 
in ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis, 
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hat er dies den Auszubildenden drei Monate vor dem 
voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schrift-
lich mitzuteilen.

(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungs-
verhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungs-
gründe nur gekündigt werden

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Ein-
halten einer Kündigungsfrist,

b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist 
von vier Wochen. 

(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

§ 16a 
Übernahme von Auszubildenden

Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener 
Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betriebli-
chem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten 
in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im 
Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, be-
triebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenste-
hen. Im Anschluss daran werden diese Beschäftigten 
bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis übernommen. Der dienstliche bzw. 
betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendi-
gung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt 
zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen 
freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/
der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf 
Dauer ermöglicht. 4Bei einer Auswahlentscheidung 
sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die 
persönliche Eignung zu berücksichtigen. Bestehende 
Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt.

Protokollerklärung zu § 16a:

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf 
für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete 
Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich.

§ 17 
Abschlussprämie

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschluss-
prüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubil-
dende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in 
Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein 

zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach 
Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen 
Prüfung fällig.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre 
Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer 
Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall 
kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen. 

§ 18 
Zeugnis

Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendi-
gung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis 
auszustellen. Das Zeugnis muss Angaben über Art, 
Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über die 
erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Aus-
zubildenden enthalten. 3Auf deren Verlangen sind 
auch Angaben über Führung, Leistung und besondere 
fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 

§ 19 
Ausschlussfrist

Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfal-
len, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszu-
bildenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend 
gemacht werden. 

§ 20 
Inkrafttreten, Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in 
Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres schrift-
lich gekündigt werden.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann

a) § 8 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch 
zum 31. Dezember 2022, 

b) § 14 zum 31. Dezember eines jeden Jahres,

c) § 17 gesondert zum 31. Dezember eines jeden 
Jahres schriftlich gekündigt werden.

(4) [nicht besetzt].

(5) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages finden im 
Bereich der Mitgliedverbände der 
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VKA die in Anlage 3 aufgeführten Tarifverträge auf 
die in § 1 Abs. 1 genannten Personen keine Anwen-
dung mehr.

(6) § 16a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022 
außer Kraft.

Anlage 1 [aufgehoben]

Anlage 2 [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]

Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 ­ VKA)

1. Manteltarifvertrag für Auszubildende vom 6. De-
zember 1974,

2. Manteltarifvertrag für Auszubildende (Mantel-
TV Azubi-O) vom 5. März 1991, 

3. Manteltarifvertrag für Auszubildende (Man-
tel-TV Azubi-Ostdeutsche Sparkassen) vom 
16. Mai 1991, 

4. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 22 für 
Auszubildende vom 31. Januar 2003,

5. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für Aus-
zubildende (Ost) vom 31. Januar 2003,

6. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für Aus-
zubildende der ostdeutschen Sparkassen vom 
31. Januar 2003, 

7. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen 
an Auszubildende vom 17. Dezember 1970, 

8. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistun-
gen an Auszubildende (TV VL Azubi-O) vom 
8. Mai 1991, 

9. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Auszubil-
dende vom 16. März 1977,

10. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Aus-
zubildende (TV Urlaubsgeld Azubi-O) vom 
5. März 1991, 

11. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Auszubil-
dende (TV Urlaubsgeld Azubi-Ostdeutsche Spar-
kassen) vom 25. Oktober 1990, 

12. bis 17. [nicht besetzt]

Niederschriftserklärungen

Niederschriftserklärung zu § 1:
Ausbildender im Sinne dieses Tarifvertrages ist, wer 
andere Personen zur Ausbildung einstellt.

Niederschriftserklärung zu § 8b:
§ 8b Abs. 1 a und 1 b gelten für Auszubildende, die 
in Berufen ausgebildet werden, die vor dem 1. Januar 
2005 der Rentenversicherung der Angestellten unter-
legen hätten. § 8b Abs. 2 a und 2 b gelten für Aus-
zubildende, die in Berufen ausgebildet werden, die 
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der 
Arbeiter unterlegen hätten.

Niederschriftserklärung zu § 10 a: 
Die Fahrtkosten für Familienheimfahrten umfassen 
die Kosten für die Hin- und Rückfahrt. 

Niederschriftserklärung zu § 14 Abs. 2 Satz 1:
Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld gleich.

Arbeitsrechtsregelungen

Bekanntmachung von Tarifverträgen

Folgender gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich 
der KAO übernommener Tarifvertrag wird hiermit 
veröffentlicht:

Änderungstarifvertrag Nr. 8 zum Tarifvertrag für 
Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen 

Dienstes (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 
Vom 25. Oktober 2020

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,  
vertreten durch das Bundesministerium  

des Innern, für Bau 

und

Heimat, und der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände (VKA),  

vertreten durch den Vorstand, einerseits

Und

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] [Fn. 
[1]: Mit den Gewerkschaften ver.di und dbb tarif-

union wurden jeweils gleich lautende Tarifverträge 
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geschlossen.], andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§ 1  
Änderungen des TVPöD

Der Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des 
öffentlichen Dienstes (TVPöD) vom 27.

Oktober 2009, zuletzt geändert durch den Änderungs-
tarifvertrag Nr. 7 vom 18. April 2018, wird wie folgt 
geändert:

12. § 8 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das monatliche Entgelt beträgt für Praktikan-
tinnen/Praktikanten für den Beruf der Sozialarbei-
terin/des Sozialarbeiters, der Sozialpädagogin/des 
Sozialpädagogen, der Heilpädagogin/des Heilpä-
dagogen

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.826,21 Euro 1.851,21 Euro 1.876,21 Euro

der pharmazeutisch-technischen Assistentin/des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten, der Er-
zieherin/des Erziehers

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.602,02 Euro 1.627,02 Euro 1.652,02 Euro

der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers, der Mas-
seurin und medizinischen Bademeisterin/des 
Masseurs und medizinischen Bademeisters, der-
Rettungsassistentin/des Rettungsassistenten

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.545,36 Euro 1.570,36 Euro 1.595,36 Euro

13. In § 18 Absatz 3 Buchstabe a wird die Angabe 
„31. August 2020“ durch die Angabe „31. Dezem-
ber 2022“ ersetzt.

§ 2  
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2020 in Kraft.

Arbeitsrechtsregelungen

Bekanntmachung von Tarifverträgen

Folgender gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich 
der KAO übernommener Tarifvertrag wird hiermit 
veröffentlicht:

Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für 
Studierende in ausbildungsintegrierten  

dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst 
(TVSöD)  

vom 29. Januar 2020  
Vom 25. Oktober 2020

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 
und der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber-

verbände (VKA),  
vertreten durch denVorstand, einerseits

und

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] [Fn. 
[1]: Mit den Gewerkschaften ver.di und dbb tarif-

union wurden jeweils gleich lautende Tarifverträge 
geschlossen.], andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§ 1  
Änderungen des TVSöD

Der Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsinteg-
rierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst 
(TVSöD) vom 29. Januar 2020 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „durchschnittliche 
regelmäßige wöchentliche“ durch die Wörter 
„regelmäßige durchschnittliche wöchentliche“ 
ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „durchschnittliche 
regelmäßige wöchentliche“ durch die Wörter 
„regelmäßige durchschnittliche wöchentliche“ 
ersetzt.

2. § 8 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das monatliche Entgelt beträgt
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a) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil –

b) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD – Allgemeiner Teil –

c) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) TVAöD – Allgemeiner Teil –

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.018,26 Euro 1.043,26 Euro 1.068,26 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.068,20 Euro 1.093,20 Euro 1.118,20 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.114,02 Euro 1.139,02 Euro 1.164,02 Euro

im vierten  
Ausbildungsjahr

1.177,59 Euro 1.202,59 Euro 1.227,59 Euro,

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.140,69 Euro 1.165,69 Euro 1.190,69 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.202,07 Euro 1.227,07 Euro 1.252,07 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.303,38 Euro 1.328,38 Euro 1.353,38 Euro

bis 31. März 2021 ab 1. April 2021 ab 1. April 2022

im ersten  
Ausbildungsjahr

1.015,24 Euro 1.040,24 Euro 1.065,24 Euro

im zweiten  
Ausbildungsjahr

1.075,30 Euro 1.100,30 Euro 1.125,30 Euro

im dritten  
Ausbildungsjahr

1.172,03 Euro 1.197,03 Euro 1.222,03 Euro 

3. § 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in 
dem die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils 
erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Studie-
renden anstelle des Studienentgelts nach Absatz 
1 bis zur Beendigung des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums ein monatliches Studienentgelt. 
Das monatliche Studienentgelt nach Satz 1 be-
trägt –bei einem ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang mit einem Ausbilddungsteil nach § 1 
Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemei-
ner Teil –

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.250,00 Euro 1.300,00 Euro 1.325,00 Euro

–bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studi-
engang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. c) TVAöD – Allgemeiner Teil –

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.310,00 Euro 1.360,00 Euro 1.385,00 Euro

–und bei einem ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Buchst. b) TVAöD – Allgemeiner Teil –

bis 31. März 
2021

ab 1. April 
2021

ab 1. April 
2022

1.440,00 Euro 1.490,00 Euro 1.515,00 Euro
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4. In § 21 Absatz 3 Buchstabe a wird die Angabe 
„31. August 2020“ durch die Angabe „31. Dezem-
ber 2022“ ersetzt.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2020 in Kraft.

Arbeitsrechtsregelungen

Bekanntmachung von Tarifverträgen

Folgender gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich 
der KAO übernommener Tarifvertrag wird hiermit 
veröffentlicht:

Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen 
für ältere Beschäftigte (TV FlexAZ)  

vom 27. Februar 2010  
in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 7  

vom 25. Oktober 2020

Tarifvertrag 
zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Be-

schäftigte (TV FlexAZ)

Inhaltsgleich vereinbart zwischen 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) sowie den Gewerkschaften ver.di – 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

und 

dbb beamtenbund und tarifunion.

Der Tarifvertrag gibt, soweit nicht anders angegeben, 
den Stand vom 1. September 2020 wieder.

I. Geltungsbereich

§ 1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages für den öffentli-
chen Dienst (TVöD) oder des Tarifvertrages Versor-
gungsbetriebe 

(TV-V) fallen. Er gilt unter Berücksichtigung gegebe-
nenfalls abweichender Regelungen in einzelnen TV-N 
in Nahverkehrsunternehmen.

II. Altersteilzeit (ATZ)

§ 2 
Inanspruchnahme von Altersteilzeit

Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes 
(AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils geltenden 
Fassung ist die Änderung des Arbeitsverhältnisses in 
ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis 

a) in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen 
(§ 3) und 

b) im Übrigen im Rahmen einer Quote (§ 4) mög-
lich.

§ 3 
Altersteilzeit in Restrukturierungs­ und  

Stellenabbaubereichen

Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes 
kann, ohne dass darauf ein Rechtsanspruch besteht, 
in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen bei 
dienstlichem oder betrieblichem Bedarf vereinbart 
werden, wenn die persönlichen Voraussetzungen nach 
§ 5 vorliegen. Die Festlegung der in Satz 1 genannten 
Bereiche und die Entscheidung, ob, in welchem Um-
fang und für welchen Personenkreis dort Altersteil-
zeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den Arbeit-
geber.

§ 4 
Altersteilzeit im Übrigen

(1) Den Beschäftigten wird im Rahmen der Quote 
nach Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, Altersteil-
zeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes in Anspruch 
zu nehmen, wenn die persönlichen Voraussetzungen 
nach § 5 vorliegen.

(2) Der Anspruch auf Vereinbarung eines Alters-
teilzeitarbeitsverhältnisses nach Absatz 1 ist ausge-
schlossen, wenn und solange 2,5 v.H. der Beschäf-
tigten (§ 1) der Verwaltung/des Betriebes von einer 
Altersteilzeitregelung im Sinne des Altersteilzeitge-
setzes Gebrauch machen. Maßgeblich für die Berech-
nung der Quote ist die Anzahl der Beschäftigten zum 
Stichtag 31. Mai des Vorjahres. 
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Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 2:

1. Betriebe im Sinne dieser Vorschrift sind auch 
rechtlich unselbstständige Regie- und Eigenbe-
triebe.

2. In die Quote werden alle zum jeweiligen Stich-
tag bestehenden Altersteilzeitarbeitsverhältnisse 
einschließlich solcher nach § 3 dieses Tarifvertra-
ges einbezogen. Die so errechnete Quote gilt für 
das gesamte Kalenderjahr; unterjährige Verände-
rungen bleiben unberücksichtigt. Die Quote wird 
jährlich überprüft.

(3) Der Arbeitgeber kann ausnahmsweise die Verein-
barung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ableh-
nen, wenn dienstliche oder betriebliche Gründe ent-
gegenstehen.

§ 5 
Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit

(1) Altersteilzeit nach diesem Tarifvertrag setzt vor-
aus, dass die Beschäftigten

a) das 60. Lebensjahr vollendet haben und

b) innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der 
Altersteilzeitarbeit mindestens 1080 Kalender-
tage in einer versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
gestanden haben.

(2) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zu-
mindest bis zu dem Zeitpunkt erstrecken, ab dem eine 
Rente wegen Alters beansprucht werden kann.

(3) Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist spätestens 
drei Monate vor dem geplanten Beginn des Alters-
teilzeitarbeitsverhältnisses schriftlich zu beantragen. 
Der Antrag kann frühestens ein Jahr vor Erfüllung der 
Voraussetzungen nach Absatz 1 gestellt werden. 3Von 
den Fristen nach Satz 1 oder 2 kann einvernehmlich 
abgewichen werden.

§ 6 
Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhält­

nisses

(1) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss ein ver-
sicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sein und 
darf die Dauer von fünf Jahren nicht überschreiten. 

(2) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses beträgt 

die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit. 
Für die Berechnung der bisherigen wöchentlichen 
Arbeitszeit gilt § 6 Abs. 2 AltTZG; dabei bleiben 
Arbeitszeiten außer Betracht, die die tarifliche regel-
mäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten haben.

(3) Die während der Dauer des Altersteilzeitarbeits-
verhältnisses zu leistende Arbeit kann so verteilt wer-
den, dass sie 

a) durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder

b) in der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsver-
hältnisses geleistet und die Beschäftigten an-
schließend von der Arbeit unter Fortzahlung der 
Leistungen nach Maßgabe des § 7 freigestellt 
werden (Blockmodell).

Die Beschäftigten können vom Arbeitgeber verlan-
gen, dass ihr Wunsch nach einer bestimmten Vertei-
lung der Arbeitszeit mit dem Ziel einer einvernehm-
lichen Regelung erörtert wird.

§ 7 
Entgelt und Aufstockungsleistungen

(1) Beschäftigte erhalten während der Gesamtdauer 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Teilzeitmo-
dell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a) das Tabellenentgelt 
und alle sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der 
sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 24 
Abs. 2 TVöD bzw. § 7 Abs. 3 TV-V ergebenden Be-
träge. Maßgebend ist die durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2.

(2) Beschäftigte erhalten während der Arbeitsphase 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell 
(§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst b) das Tabellenentgelt und 
alle  sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der Hälfte 
des Entgelts, das sie jeweils erhalten würden, wenn 
sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 
6 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet hätten; die andere 
Hälfte des Entgelts fließt in das Wertguthaben (§ 7b 
SGB IV) und wird in der Freistellungsphase ratierlich 
ausgezahlt. Das Wertguthaben erhöht sich bei allge-
meinen Tariferhöhungen in der von den Tarifvertrags-
parteien jeweils festzulegenden Höhe.

Protokollerklärung zu § 7 Absatz 2 Satz 2:

Das Wertguthaben erhöht sich am 1. April 2021 
um 1,40 Prozent und am 1. April 2022 um weite-
re 1,80  Prozent; im Geltungsbereich des BT-S er-
höht sich das Wertguthaben abweichend davon am 
1.  Juli  2021 um 1,40 Prozent, am 1. Juli 2022 um 
weitere 1,00 Prozent und am 1. Dezember 2022 um 
weitere 0,792 Prozent.
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(3) Das den Beschäftigten nach Absatz 1 oder 2 zu-
stehende Entgelt wird nach Maßgabe der Sätze 2 und 
3 um 20 v.H. aufgestockt. Bemessungsgrundlage für 
die Aufstockung ist das Regelarbeitsentgelt für die 
Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). Steuerfreie Ent-
geltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z.B. Jah-
ressonderzahlung) oder die nicht für die vereinbarte 
Arbeitszeit (z.B. Überstunden- oder Mehrarbeitsent-
gelt) gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während 
der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnis-
ses unvermindert zustehen, gehören nicht zum Re-
gelarbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung 
unberücksichtigt. 4Sätze 1 bis 3 gelten für das bei Al-
tersteilzeit im Blockmodell in der Freistellungsphase 
auszukehrende Wertguthaben entsprechend.

(4) Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden Sozial-
versicherungsbeiträgen für das nach Absatz 1 oder 2 
zustehende Entgelt entrichtet der Arbeitgeber zusätz-
liche Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenaufstockung) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. 
b i.V.m. § 6 Abs. 1 AltTZG. 2Für von der Versiche-
rungspflicht befreite Beschäftigte im Sinne von § 4 
Abs. 2 AltTZG gilt Satz 1 entsprechend.

(5) In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
besteht ein Anspruch auf Leistungen nach Absätzen 1 
bis 4 längstens für die Dauer der Entgeltfortzahlung 
nach § 22 Abs. 1 Satz 1 TVöD bzw. § 13 Abs. 1 Satz 
1 TV-V. 2Für die Zeit der Zahlung des Krankengeld-
zuschusses (§ 22 Abs. 2 bis 4 TVöD bzw. § 13 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 bis 4 TV-V), längstens bis zum Ende 
der 26. Krankheitswoche, wird der Aufstockungsbe-
trag gemäß Absatz 3 in Höhe des kalendertäglichen 
Durchschnitts des in den letzten drei abgerechneten 
Kalendermonaten maßgebenden Aufstockungsbetra-
ges gezahlt.

§ 8 
Verteilung des Urlaubs im Blockmodell

Für Beschäftigte, die Altersteilzeit im Blockmodell 
(§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. b) leisten, besteht kein 
Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der 
Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs von der Be-
schäftigung zur Freistellung haben die Beschäftigten 
für jeden vollen Beschäftigungsmonat Anspruch auf 
ein Zwölftel des Jahresurlaubs.

§ 9 
Nebentätigkeit

(1) Beschäftigte dürfen während des Altersteilzeit-
arbeitsverhältnisses keine Beschäftigungen oder 
selbständigen Tätigkeiten ausüben, die die Geringfü-
gigkeitsgrenze des § 8 SGB IV überschreiten, es sei 

denn, diese Beschäftigungen oder selbständigen Tä-
tigkeiten sind bereits innerhalb der letzten fünf Jahre 
vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses stän-
dig ausgeübt worden. Bestehende tarifliche Regelun-
gen über Nebentätigkeiten bleiben unberührt.

(2) Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen 
ruht während der Zeit, in der Beschäftigte eine un-
zulässige Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit 
im Sinne des Absatzes 1 ausüben oder über die Al-
tersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Überstunden 
leisten, die den Umfang der Geringfügigkeitsgrenze 
des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch über-
steigen. 2Hat der Anspruch auf die Aufstockungsleis-
tungen mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; meh-
rere Ruhenszeiträume werden zusammengerechnet.

§ 10 
Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell 

bei Krankheit

Ist die/der Beschäftigte bei Altersteilzeitarbeit im 
Blockmodell während der Arbeitsphase über den 
Zeitraum der Entgeltfortzahlung (§ 22 Abs. 1 Satz 1 
TVöD; § 13 Abs. 1 Satz 1 TV-V) hinaus arbeitsun-
fähig erkrankt, verlängert sich die Arbeitsphase um 
die Hälfte des den Entgeltfortzahlungszeitraum über-
steigenden Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem 
gleichen Umfang verkürzt sich die Freistellungspha-
se.

§ 11 
Ende des Arbeitsverhältnisses

(1) Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Alters-
teilzeitvereinbarung festgelegten Zeitpunkt.

(2) Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet der sons-
tigen tariflichen Beendigungstatbestände

a) mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalen-
dermonat, von dem an die/der Beschäftigte eine 
abschlagsfreie Rente wegen Alters beanspruchen 
kann oder

b) mit Beginn des Kalendermonats, für den die/der 
Beschäftigte eine Rente wegen Alters tatsächlich 
bezieht.

(3) Endet bei einer/einem Beschäftigten, die/der im 
Rahmen der Altersteilzeit nach dem Blockmodell be-
schäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat sie/
er Anspruch auf eine etwaige Differenz zwischen den 
erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeit-
raum ihrer/seiner tatsächlichen Beschäftigung, die 
sie/er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte, 
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vermindert um die vom Arbeitgeber gezahlten Auf-
stockungsleistungen. 2Bei Tod der/des Beschäftigten 
steht dieser Anspruch den Erben zu.

§ 12 
Dienst­/Betriebsvereinbarungen

In einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung bzw. 
in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung können 
von den §§ 2 bis 11 abweichende Regelungen ver-
einbart werden. Abweichende Regelungen sind nur 
zulässig, soweit die gesetzlichen Mindestvoraus-
setzungen für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht 
unterschritten werden.

Protokollerklärung:

Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur 
ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER)

§ 13 
Flexible Altersarbeitszeit

Älteren Beschäftigten wird in einem Modell der fle-
xiblen Altersarbeitszeit (FALTER) ein gleitender 
Übergang in den Ruhestand bei gleichzeitig länge-
rer Teilhabe am Berufsleben ermöglicht. Das Modell 
sieht vor, dass die Beschäftigten über einen Zeitraum 
von vier Jahren ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der bis-
herigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine 
Teilrente in Höhe von höchstens 50 v.H. der jeweili-
gen Altersrente beziehen. Die reduzierte Arbeitspha-
se beginnt zwei Jahre vor Erreichen des Kalendermo-
nats, für den die/der Beschäftigte eine abschlagsfreie 
Altersrente in Anspruch nehmen kann und geht zwei 
Jahre über diese Altersgrenze hinaus. Die Beschäftig-
ten erhalten nach Erreichen der Altersgrenze für eine 
abschlagsfreie Altersrente einen Anschlussarbeits-
vertrag für zwei Jahre unter der Bedingung, dass das 
Arbeitsverhältnis bei Inanspruchnahme einer mehr 
als hälftigen Teilrente oder einer Vollrente endet. Die 
übrigen tariflichen Beendigungstatbestände bleiben 
unberührt. Auf die Vereinbarung von flexibler Alters-
arbeitszeit besteht kein Rechtsanspruch.

IV. Übergangs­ und Schlussvorschriften

§ 14 
Übergangsvorschriften

Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 
1.  Januar 2010 begonnen haben, findet dieser Tarif-
vertrag keine Anwendung.

§ 15 
Inkrafttreten, Geltungsdauer

(1) Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2010 in Kraft. Bei Inkrafttreten bereits bestehende 
Dienst- oder Betriebsvereinbarungen bleiben unbe-
rührt.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die bis 
zum 31. Dezember 2022 die jeweiligen tariflichen 
Voraussetzungen erfüllen und deren Altersteilzeit-
arbeitsverhältnis oder deren flexible Altersarbeitszeit 
vor dem 1. Januar 2023 begonnen hat

Niederschriftserklärungen:

1. Zu § 4 Abs. 2:
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, 
dass in Verwaltungen/Betrieben mit weniger als 40 
Beschäftigten kein Anspruch auf Vereinbarung eines 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses besteht.

2. Zu § 7 Abs. 1 und 2:
Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, den 
ATV/ATV-K dahingehend anzupassen, dass als zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt im Sinne des § 15 
Abs. 2 ATV/ATV-K das 1,6fache des Entgelts nach 
§ 7 Abs. 1 und 2 gilt

Amtsblatt 
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.  
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro,  
zuzüglich Porto- und Versandkosten.  
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden. 
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober-
kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden.  
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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